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Bernhard Kittel (Wien)
Variationen der Arbeitszeitflexibilisierung in
Österreich: Kollektivvertragliche
Verhandlungshorizonte im Vergleich
Die Arbeitszeitflexibilisierung war ein zentrales Thema der Kollektivverhandlungen der 1990er
Jahre in Österreich. An Hand einer Analyse ausgewählter Branchen (Metall, Textil, Papier/Druck
und Bau) zeigt der Aufsatz, dass die beachtliche Variation kollektivvertraglicher Verhandlungsverläufe
und kollektivvertraglich vereinbarter Arbeitszeitregelungen mit dem Verhandlungshorizont der betei-
ligten Akteure erklärt werden kann. Der gewerkschaftliche Organisationsgrad und -bereich sowie
der Verbandstyp der Arbeitgeberseite spielen dabei eine wesentliche Rolle: Je stärker die institutio-
nellen Anreize zu einer gesamtwirtschaftlich ausgerichteten Politik sind, desto eher kommt ein Kom-
promiss zustande. Zugleich zeigen die Verhandlungsverläufe, dass eine Beurteilung der Entwicklung
der Sozialpartnerschaft die Diversität kollektivvertraglicher Verhandlungsarenen nicht unterschät-
zen darf.
1. Einleitung1
Österreich ist ein korporatistisches Land mit
hochkoordiniertem Tarifsystem und  zumindest
bis zum Regierungswechsel 2000  enger Koo-
peration zwischen dem Staat und den großen,
monopolartig und zentralistisch organisierten
Interessenverbänden in der Sozialpartnerschaft
(Tálos 1997; Traxler 1998). Dennoch erscheint,
so die hier vertretene These, die Betonung des
hohen Grades zwischen- und innerverbandlicher
Kooperation und Koordinierung in einer stär-
ker auf die Ebene der Kollektivverhandlungen
fokussierenden Analyse als ergänzungs-
bedürftig. Das Ausmaß und die Form der
Sozialpartnerschaft ist nicht nur nach Politik-
feldern (Kittel/Tálos 1999), sondern auch nach
kollektivvertraglichen Arenen zu differenzie-
ren. Es gibt Kollektivvertragsbereiche, die in der
sozialpartnerschaftlichen Tradition des
Problemlösens stehen, und Bereiche, in denen
das Verhältnis zwischen den Verbänden von der
Unvereinbarkeit der Standpunkte geprägt ist.
Die Kollektivvertragspartner weisen in ver-
schiedenen Bereichen deutlich unterscheidbare
Organisationsmerkmale auf. So variiert etwa der
Organisationsgrad des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes (ÖGB) von praktisch 100%
bis unter 10%. Manche Kollektivverträge be-
treffen Hunderttausende ArbeitnehmerInnen,
andere beziehen sich auf einige hundert. Weiters
zeugen die Verträge von einer großen Variation
der lohn- und rahmenrechtlichen Bestimmun-
gen. Das österreichische Tarifsystem ist somit
weniger homogen, als die Globalperspektive
suggeriert.
Dass Österreich im internationalen Vergleich
als ein Land mit hoher Produktivität und gerin-
ger Arbeitslosigkeit gilt, wird üblicherweise auf
die Sozialpartnerschaft zurückgeführt (Guger/
Polt 1994). Allerdings mehrten sich die Anzei-
chen, dass der sozialpartnerschaftliche Abtausch
nicht mehr so reibungslos funktioniert wie frü-
her. Obwohl gerade das hohe Ausmaß der Ko-
ordination Bedingung des wirtschaftlichen Er-
folgs war (Katzenstein 1985), haben die Öff-
nung der mittel- und osteuropäischen Staaten
seit 1989 und der EU-Beitritt 1995 einen weite-
ren Internationalisierungsschub gebracht, der
den bestehenden Großen Kompromiss in Fra-
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ge zu stellen begann. Die auf Qualitäts-
produktion basierende Wettbewerbsstrategie
(Traxler 1996) geriet zunehmend unter Druck
des steigenden Kostenbewusstseins auf Unter-
nehmerseite. Gerade das hohe Maß an Organi-
sation, Regulation und Koordination am Ar-
beitsmarkt, das als Voraussetzung für das Ge-
lingen der Qualitätsorientierung gilt (Streeck
1992), wurde zunehmend als Hindernis ihrer
Wettbewerbsfähigkeit betrachtet.
Eine der wichtigsten wirtschafts- und sozial-
politischen Fragen, die in den neunziger Jahren
auf der Agenda sozialpartnerschaftlicher
Entscheidungsprozesse stand, ist die Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit. Der Druck der
Unternehmerseite führte zur Lockerung der be-
stehenden Regelungen, das tatsächliche Ausmaß
dieser Lockerung blieb aber weiterhin der Kon-
trolle durch die Arbeitnehmerverbände unter-
worfen. Im Ergebnis ist eine starke sektorale
Ausdifferenzierung verschiedener Arbeitszeit-
regime zu beobachten, die von einer relativ in-
tensiven Ausnutzung der gesetzlichen Spiel-
räume bis hin zur Beibehaltung restriktiver Re-
gelungen reichen.
Im Aufsatz wird ein doppeltes Ziel verfolgt.
Zum einen soll an Hand ausgewählter Branchen
ein Überblick über die arbeitszeitpolitischen
Vorstellungen und Regelungen gegeben werden.
Zum anderen wird versucht, die Gründe für die-
se Auffächerung durch eine Analyse der unter-
schiedlichen Akteurskonstellationen in einzel-
nen Branchen zu erfassen. Die forschungs-
leitende Frage ist dabei, ob sich die Inhomoge-
nität der Organisationsstruktur auf die kollektiv-
vertragliche Gestaltung der Arbeitsbeziehungen
auswirkt. In Anlehnung an den akteurs-
zentrierten Institutionalismus werden (kollekti-
ve) Akteure anhand ihrer Orientierung und ih-
rer Fähigkeiten beschrieben (Scharpf 1997, 51).
In der Verbandsforschung wiederum werden
drei organisationsstrukturelle Dimensionen un-
terschieden, die diese zwei Handlungsbe-
dingungen von Verbänden abbilden: die Fähig-
keit zur Interessenvereinheitlichung, die Rekru-
tierungsfähigkeit und die Verpflichtungs-
fähigkeit (Traxler 1993; siehe auch Streeck
1992). Da letztere die Frage der internen
Durchsetzbarkeit von zentralen Entscheidungen
betrifft, die aufgrund der Monopolisierung im
österreichischen Verbandssystem für nahezu alle
gleich ist, kann sie hier außer Acht gelassen
werden. Somit bleiben der Organisationsbereich
als Indikator der Fähigkeit zur Interessenver-
einheitlichung und der Organisationsgrad als
Indikator der Rekrutierungsfähigkeit als inter-
essierende Variablen. Der Organisationsgrad
beeinflusst die Handlungsfähigkeit und Kampf-
kraft der Akteure; die Breite des Organisations-
bereichs impliziert eine Orientierung auf grup-
penspezifische oder gesamtwirtschaftliche Zie-
le. Im Zentrum der Analyse steht das Zusam-
menspiel von Akteursinteressen und institutio-
nellen Rahmenbedingungen bei der Ge-
nerierung des Verhandlungsergebnisses. Das
Ausmaß und der Preis der Flexibilisierung,
so die These, lässt sich nicht funktionalistisch
aus den ökonomischen Rahmenbedingungen
und Notwendigkeiten ableiten, sondern wird
institutionell vermittelt.
Der nächste Abschnitt stellt die Entwicklung
der Rahmengesetzgebung bis zur Novelle 1997
dar, die das feasible set der kollektivver-
traglichen Arbeitszeitflexibilisierung neu defi-
niert hat. Sie ist in den meisten Branchen die
Grundlage der Ausweitung der Bandbreite und
Durchrechnung der Normalarbeitszeit.2 Im fol-
genden Abschnitt wird die kollektivvertragliche
Umsetzung der Arbeitszeitflexibilisierung an-
hand ausgewählter Branchen untersucht. Das
Forschungsdesign bietet die Möglichkeit, Vari-
ationen der Arbeitszeitflexibilisierung unter
Minimierung der Unterschiede in den Rahmen-
bedingungen, aber Maximierung der Unter-
schiede in den hier zentralen Erklärungsfaktoren
zu analysieren. Den Abschluss bildet eine Zu-
sammenfassung und Interpretation der Ergeb-
nisse.
2. Der Kampf um die Flexibilisierung des
Arbeitzeitgesetzes
Das Arbeitszeitgesetz normiert, dass ein
Normalarbeitstag acht und eine Normalarbeits-
woche 40 Stunden umfasst. Eine andere Vertei-
lung war bis 1997 nur unter restriktiven Bedin-
gungen zur Erreichung längerer Freizeitblöcke
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erlaubt. Überstunden konnten bei Vorliegen ei-
nes erhöhten Arbeitsbedarfs angeordnet werden,
waren aber beschränkt und unterlagen einer
Zuschlagpflicht von 50%, unter bestimmten
Bedingungen auch mehr. Das Arbeitszeitgesetz
wurde im Wesentlichen als ein Schutzgesetz
betrachtet, das einen Beitrag zur Gesundheit der
ArbeitnehmerInnen und zur Beschränkung der
unternehmerischen Dispositionsmöglichkeiten
im Hinblick auf die Einteilung der arbeitsfreien
Zeit abhängig Beschäftigter leisten sollte.3
Schon wenige Jahre nach der Umsetzung der
40-Stunden-Woche setzte die Arbeitgeberseite
Initiativen mit dem Ziel, die Arbeitszeit flexib-
ler zu gestalten (siehe Schmid 1993; Kittel
1996). Sowohl das Sozialministerium als auch
der ÖGB zeigten sich grundsätzlich bereit, Ver-
handlungen darüber zu führen, koppelten aber
die Lockerung des Arbeitszeitrechts an eine
Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit auf
35 Stunden. Dieses Junktim verhinderte eine
generelle Einigung auf Ebene der Dach-
verbände, die von der Regierung als Vorausset-
zung einer Gesetzesänderung betrachtet wurde.4
Lediglich im Handel wurde 1987 der Kollek-
tivvertrag ermächtigt, einen längeren Durch-
rechnungszeitraum festzulegen und die wö-
chentliche Normalarbeitszeit auszuweiten, oder
seinerseits die Betriebsvereinbarung zu ermäch-
tigen, dies zu tun. Hiermit kam ein Prinzip zur
Anwendung, das die Flexibilisierung in den
neunziger Jahren prägen sollte: Das Gesetz fun-
giert als restriktiver Ausgangspunkt und macht
durch die Ermächtigung des Kollektivvertrags,
aber nicht der Betriebsvereinbarung, die Fach-
gewerkschaften zu den zentralen Entschei-
dungsträgern weiter gehender Flexibilisierungs-
maßnahmen. Denn die Arbeitgeberseite ist ge-
zwungen, eine Ausweitung der Flexibilisierung
mit den Gewerkschaften auszuhandeln, die weit
weniger durch die wirtschaftliche Lage eines
Betriebes unter Druck zu setzen sind als Be-
triebsräte.
Auf kollektivvertraglicher Ebene wurden in
der zweiten Hälfte der achtziger Jahre Paket-
lösungen auf Basis eines Abtausches von
Flexibilisierungsmaßnahmen gegen Arbeitszeit-
verkürzungen unter Einbeziehung der Lohn-
entwicklung auf Branchenebene ausgehandelt
und eingeführt (Maurer et al. 1990, 62f., 90;
Basalka 1989, 77). Bei diesen Paketen wurde
der Durchrechnungszeitraum auf bis zu 52
Wochen verlängert und im Gegenzug die im
Durchschnitt dieses Zeitraums zu erreichende
wöchentliche Arbeitszeit auf  je nach Branche
 36 bis 39 Stunden gesenkt (vgl. Tomandl et
al. 1992; Stemberger 1991).
Die Bandbreite blieb aber auf die Differenz
zwischen der kollektivvertraglich fixierten und
der gesetzlichen Wochenarbeitszeit (Mehrar-
beit) beschränkt. Obwohl das Arbeitszeitgesetz
schon seit 1970 auch eine andere Verteilung der
Arbeitszeit über einen mehrwöchigen Durch-
rechnungszeitraum durch Kollektivvertrag er-
laubte, wurde in diesen Kollektivverträgen
zumeist vereinbart, dass die über 40 Wochen-
stunden hinausgehende Arbeitszeit weiterhin als
(zuschlagspflichtige) Überstunde zu klassifizie-
ren sei (Tomandl et al. 1992, 58f.). Aus
Arbeitgebersicht wurde allerdings die Arbeits-
zeitverkürzung nicht in ausreichendem Maße
durch Flexibilisierung und lohnpolitische Zu-
rückhaltung aufgewogen (Basalka 1989, 73).
Weiters wurde die Möglichkeit der Ausdehnung
der Normalarbeitszeit in einzelnen Wochen ei-
nes Durchrechnungszeitraumes auf mindestens
45 Stunden verlangt (Dollinger 1989, 40).
Die Akkordierung wesentlicher Parameter
einer Flexibilisierung des Arbeitszeitgesetzes
gelang 1996. Allerdings blieben die Fronten
hinsichtlich der Frage, wer den Flexi-
bilisierungsspielraum in der Praxis letztendlich
bestimmen würde können, hart (Tálos/Kittel
1999). Die Arbeitgeberseite forderte eine gesetz-
liche Ermächtigung der Betriebsvereinbarung,
die Modalitäten der Flexibilisierung festzulegen,
um den Einfluss der Gewerkschaften zu mini-
mieren. Aus der Arbeitnehmerperspektive
höhlte eine gesetzliche Ermächtigung der
Betriebsvereinbarung die Schutzfunktion des
Arbeitszeitgesetzes aus. Zudem sah sie darin
eine Bedrohung gewerkschaftlicher Verhand-
lungsmacht.
Schließlich kam Anfang 1997 unter großem
politischen Druck ein Kompromiss zustande, der
der gegenwärtigen Gesetzeslage zugrunde liegt.
Die Einigung erfolgte auf Basis eines auf
sozialpartnerschaftlicher Expertenebene ausge-
2000_4_kittel.p65 22.12.2007, 16:56451
452
handelten Vorschlags, ein paritätisch besetztes
Schlichtungsgremium einzurichten, das im Fall
der Nichteinigung der Kollektivvertragsparteien
angerufen werden kann. Damit konnte sich die
Arbeitnehmerseite mit der Forderung nach Ver-
lagerung der Flexibilisierung auf den Kollek-
tivvertrag durchsetzen, während die Arbeit-
geberseite ein, so war gedacht, zumindest als
Drohmittel nutzbares Instrument für den Fall
bekam, dass eine Fachgewerkschaft sich bestän-
dig weigerte, einer Flexibilisierung der Arbeits-
zeit zuzustimmen. Mit dieser Konstruktion ak-
zeptierte die Arbeitgeberseite, dass jede kollek-
tivvertragliche Flexibilisierungsmaßnahme nur
durch Zugeständnisse in anderen Bereichen er-
standen werden kann. Es schien jedoch besser,
diesen Preis zu zahlen, als eine weitere Verzö-
gerung der Flexibilisierung des Gesetzes in Kauf
zu nehmen.
Die Novelle erlaubt nun explizit die kollektiv-
vertragliche Zulassung einer wöchentlichen
Normalarbeitszeit von bis zu 48 Stunden bei
einem Durchrechnungszeitraum von bis zu 52
Wochen (50 Stunden bei einer Durchrechnung
über acht Wochen), wobei die durchschnittli-
che Wochenarbeitszeit innerhalb dieses Zeitrau-
mes 40 Stunden (bzw. die kollektivvertraglich
festgelegte Normalarbeitszeit) nicht überschrei-
ten darf. Die tägliche Normalarbeitszeit beträgt
weiterhin maximal neun Stunden, kann aber bei
arbeitnehmerfreundlichen Formen des Zeit-
ausgleichs auf zehn Stunden ausgedehnt wer-
den. Die bis dahin erforderliche Fixierung der
Lage der Arbeitszeit für den gesamten Durch-
rechnungszeitraum im Voraus wurde einerseits
deutlich gelockert, andererseits dem Weisungs-
recht der ArbeitgeberInnen teilweise entzogen
(zu Details siehe Kandera 1999).
3. Kollektivvertragliche Variationen der
Arbeitszeitpolitik
In vielen Branchen wurden Kollektivverträ-
ge auf Basis der gesetzlichen Ermächtigung
abgeschlossen, die eine beachtliche Variation
der vereinbarten Arbeitszeitgestaltung aufwei-
sen (siehe Zeitler 1998; Kandera 1999). Im Fol-
genden wird versucht, an Hand ausgewählter
Branchen den Einfluss der Verhandlungsmacht
und strategischen Orientierung der Arbeitgeber-
und Arbeitnehmervertretung auf das Ergebnis
herauszuarbeiten.
Die Auswahl der Branchen erfolgte unter der
Prämisse, möglichst viele Faktoren konstant zu
halten, die Variation der Akteurskonstellationen
im Verhandlungsprozess zu maximieren und
Abschlüsse unterschiedlicher gesamtwirtschaft-
licher Relevanz abzudecken. Um den Einfluss
sektorspezifischer Besonderheiten zu minimie-
ren, wird die Analyse auf den sekundären Sek-
tor beschränkt. Die Inklusion sowohl gewerbli-
cher als auch industrieller Branchen, die von
derselben Gewerkschaft verhandelt werden,
deckt die Unternehmenstätigkeit ab. Die kon-
junkturelle Entwicklung ist als Hintergrund-
faktor zu berücksichtigen.
Die zentralen institutionellen Faktoren sind
der Organisationsgrad und der Organisations-
bereich der an einem Kollektivvertrag beteilig-
ten Verbände. Auf Arbeitnehmerseite weisen die
beiden Faktoren ausreichende Variation auf.
Hingegen variiert der Organisationsgrad auf
Arbeitgeberseite aufgrund der gesetzlichen Mit-
gliedschaft zur Wirtschaftskammer Österreich
(WKÖ) nicht, und der Organisationsbereich der
die Kollektivverträge verhandelnden Fach-
organisationen wird anhand relativ schmal de-
finierter Produktmärkte bestimmt. Jedoch gibt
es die Differenzierung, dass in einigen wenigen
Branchen die Verhandlungen nicht von einer
Fachorganisation der WKÖ, sondern von frei-
willigen Verbänden geführt werden. Dies er-
laubt, auf Arbeitgeberseite zwischen Akteuren
mit und ohne gesetzlicher Mitgliedschaft zu
unterscheiden. Seitens einer gesetzlichen In-
teressenvertretung mit Pflichtmitgliedschaft ist
eine größere Kompromissbereitschaft als seitens
eines freien Verbandes zu erwarten, da sie stär-
ker gesamtwirtschaftlich orientierte Zielsetzun-
gen, die von der WKÖ von Rechts wegen ver-
treten werden, in die Verhandlungsstrategie ein-
fließen lassen kann (Traxler/Zeiner 1997; Mesch
1995). Ein freier Verband ist hingegen gezwun-
gen, die Position weniger kompromissbereiter
Mitglieder stärker zu berücksichtigen.
Diese Überlegungen legen es nahe, die Bran-
chen primär nach Organisationsgrad und
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Abbildung 1: Branchen nach Merkmalsausprägungen des Tarifsystems
Bezugsrahmen der Verbandstyp der Arbeitgeber
Arbeitergewerkschaft gesetzlich freiwillig
niedrig breit Metallgewerbe, —
Bauwirtschaft
Verhandlungsmacht schmal Textilindustrie —
der Gewerkschaft
hoch breit Metallindustrie —
schmal Papier und Pappe Papierindustrie,
verarbeitende grafisches
Industrie Gewerbe
Organisationsbereich der Gewerkschaften aus-
zuwählen und dabei den Verbandstyp auf
Arbeitgeberseite zu berücksichtigen. Abbildung
1 präsentiert das Ergebnis dieses Selektions-
prozesses.
Die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften
basiert im Wesentlichen auf zwei Faktoren: dem
Organisationsgrad und der Beschäftigungs-
situation. Besser organisierte Gewerkschaften
können mehr Zugeständnisse seitens der
ArbeitgeberInnen als Kaufpreis der Flexi-
bilisierung herausverhandeln als nur schwach
organisierte, da eine Drohung mit Kampf-
maßnahmen im Konfliktfall überzeugender ist.
Die Konfliktfähigkeit wird allerdings geschmä-
lert, wenn die wirtschaftliche Entwicklung in
einer Branche stagniert oder negativ ist und da-
her die Beschäftigung sinkt.
Auch die strategische Orientierung einer Ge-
werkschaft  die Dominanz gesamtwirtschaft-
licher oder sektoraler Interessen  lässt sich
anhand von zwei Faktoren beschreiben: Eine
gesamtwirtschaftliche Ausrichtung kann aus
einem mehrere Branchen umfassenden Organi-
sationsbereich oder aus einer überragenden
Bedeutung einer Branche für die gesamte Wirt-
schaft resultieren. Ich möchte hier diese zwei
Faktoren mit dem Begriff Bezugsrahmen zu-
sammenfassen.
Durch Kreuzung der zwei Dimensionen
Verhandlungsmacht und Bezugsrahmen lassen
sich Hypothesen über das Verhalten von Ge-
werkschaften generieren. Je größer die Ver-
handlungsmacht und je schmäler der Bezugs-
rahmen, desto eher ist eine geringe Kom-
promissbereitschaft und an den unmittelbaren
Mitgliederinteressen orientierte Politik zu erwar-
ten. Wird der Bezugsrahmen breiter, so bleibt
aufgrund der hohen Konfliktfähigkeit zwar eine
offensive Orientierung, sie wird aber wegen der
Berücksichtigung gesamtwirtschaftlicher Aus-
wirkungen des eigenen Handelns weniger aus-
genutzt. Die Kombination niedriger Verhand-
lungsmacht mit breitem Bezugsrahmen erzeugt
einen Anreiz, den Mangel an Konfliktfähigkeit
durch Kooperation und Argumentation auszu-
gleichen und so die Berücksichtigung der Inte-
ressen gegen die Übernahme von Verantwor-
tung für Änderungen zu tauschen. Schließlich
können schwache Gewerkschaften mit schma-
lem Bezugsrahmen der Arbeitgeberseite weder
mit ausreichender Konfliktfähigkeit gefährlich
werden, noch lassen sie sich als gesamt-
wirtschaftlich agierende Partner in die Verant-
wortung einbinden. Diese Verhaltensdispo-
sitionen von Gewerkschaften lassen sich mit
dem Bild des Verhandlungshorizonts zusam-
menfassen (Kittel 2000), wobei Tiefe und Brei-
te des Horizonts in entgegengesetzte Richtun-
gen wirken: je mehr erreichbar erscheint, aber
je weniger ein Akteur sein Umfeld beachtet,
desto vehementer wird er seine Partikular-
interessen durchzusetzen versuchen. Diese
Verhaltenserwartungen werden in Abbildung 2
zusammengefasst, die auch eine Verortung der
an den hier untersuchten Kollektiv-
verhandlungen beteiligten Gewerkschaften ent-
hält. Werden diese Erwartungen mit jenen für
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Abbildung 2: Der gewerkschaftliche Verhandlungshorizont:
Dimensionen und Positionierung der Fachgewerkschaften
Verhandlungsmacht
hoch
partikularistisch gesamtwirtschaftlich,
offensiv
GDuP GCH
GMBE (Industrie)
GPA (Industrie)
GBH
Bezugsrahmen
schmal breit
GTBL
GMBE (Gewerbe)
GPA (Gewerbe)
nicht durchsetzungsfähig akkomodierend
niedrig
Legende:
Die Einschätzung der Verhandlungsmacht basiert primär auf dem branchenspezifischen Organisationsgrad und
sekundär auf der Beschäftigungslage. Der Bezugsrahmen bezieht sich auf den Organisationsbereich und die
gesamtwirtschaftliche Bedeutung des verhandelten Kollektivvertrags.
GBH = Gewerkschaft Bau-Holz
GCH = Gewerkschaft der Chemiearbeiter
GDuP = Gewerkschaft Druck und Papier
GMBE = Gewerkschaft Metall-Bergbau-Energie
GPA = Gewerkschaft der Privatangestellten
GTBL = Gewerkschaft Textil-Bekleidung-Leder
die ArbeitgeberInnen verbunden, so ergibt sich
die Hypothese, dass die Kombination starker
Gewerkschaften mit schmalem Bezugsrahmen
und freier Arbeitgeberverbände zu den schwie-
rigsten Verhandlungen führen müsste.
Andere Faktoren, wie die handelnden Perso-
nen, ihr Verhandlungsgeschick sowie Zufälle,
spielen gewiss eine Rolle. Auch sind Spill-over-
Effekte zwischen den Branchen zu berücksich-
tigen. Aber trotz der Komplexität des Zusam-
menhanges kann die These der Relevanz des
Einflusses institutioneller Faktoren nur dann
empirisch gehaltvoll sein, wenn zumindest deut-
liche Tendenzen zu erkennen sind. Hingegen
müssten sich nach der funktionalistischen Null-
hypothese die ArbeitgeberInnen in allen Bran-
chen mit der Flexibilisierungsforderung entspre-
chend ihren Bedürfnissen durchsetzen.
Metallsektor
Aufgrund der Organisationsstruktur von ÖGB
und WKÖ sind im Metallsektor eine Vielzahl
von Akteuren an den Kollektivvertragsver-
handlungen beteiligt: die in den WKÖ-Sektio-
nen Industrie und Gewerbe zusammengeschlos-
senen Fachverbände und Innungen, die Gewerk-
schaft Metall-Bergbau-Energie (GMBE) und die
Sektion Industrie und Gewerbe der Gewerk-
schaft der Privatangestellten (GPA). Die GMBE
gilt als Rückgrat des ÖGB, nicht nur aufgrund
ihrer historischen Stärke vornehmlich im
ehemals verstaatlichten Bereich, der Bedeutung
ihres Organisationsbereiches für die öster-
reichische Wirtschaft und des hohen Organi-
sationsgrades5 (7580%) in der Eisen- und
Metallindustrie, sondern auch aufgrund der
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Leitfunktion ihrer Kollektivverträge für andere
Branchen (Traxler 1998). Im Metallgewerbe ist
die GMBE hingegen aufgrund der klein- bis
mittelbetrieblichen Unternehmensstruktur nur
schwach organisiert (1015%). Der Organi-
sationsbereich der GPA umfasst nahezu alle
Angestellten in der Privatwirtschaft. Industrie
und Gewerbe sind gemeinsam in einer eigenen
Sektion zusammengefasst, in der ca. 60% der
Industrie- und 810% der Gewerbeangestellten
organisiert sind. Auf Arbeitgeberseite haben sich
die acht Fachverbände und die elf Innungen zu
je einem Verhandlungspool für die Industrie und
das Gewerbe zusammengeschlossen. Seit der
ersten Hälfte der neunziger Jahre verhandeln
GMBE und GPA gemeinsam, so dass je ein
Regelwerk für die Industrie und das Gewerbe
erstellt wurde. Hinsichtlich der Arbeitszeit-
gestaltung sind die Unterschiede zwischen dem
Arbeiter- und dem Angestelltenstatus vernach-
lässigbar (Schindler 1997, 664; Kandera 1999,
212ff.).
Die überragende gesamtwirtschaftliche Be-
deutung der Kollektivverhandlungen der Metall-
gruppe zeigt sich daran, dass sie im Jahr 1997
ca. 43% der gesamten österreichischen Sach-
gütererzeugung betrafen (Statistik Österreich
2000, 314). Der Arbeitsmarkt für Metall-
arbeiterInnen und ElektrikerInnen ist mit der im
Vergleich zu anderen Bereichen des sekundä-
ren Sektors eher geringen Zahl von Arbeitslo-
sen je offener Stelle, die überdies von 9,79
(1996) auf 4,08 (1999) gesunken ist (BAK 2000,
168), trotz regionaler Ballungen relativ ent-
spannt.
Obwohl das Metallgewerbe im Ablauf der
Kollektivvertragsverhandlungen gewöhnlich
der Metallindustrie folgt, erfolgte die erste
kollektivvertragliche Vereinbarung zur Arbeits-
zeitflexibilisierung auf Basis der Novelle 1997
in diesem Bereich. Anlässlich der Global-
runde 1996, die von heftigeren Konflikten als
vorangegangene Lohnrunden geprägt war,
brachten die Arbeitgeberverbände die Frage der
Arbeitszeitflexibilisierung vorrangig in die Ver-
handlungen ein. Aber nicht nur die Arbeitszeit
war kontrovers. Die Heftigkeit der Auseinan-
dersetzung zeigt sich daran, dass die Arbeitge-
berverbände als Antwort auf die Arbeitnehmer-
forderung, dass der schon erfolgte Industrieab-
schluss hinsichtlich lohn- und rahmenrechtlicher
Regelungen übernommen werden sollte, die
Verhandlungen abbrachen und erst nach einer
Demonstration der GMBE vor dem Gebäude der
WKÖ wieder an den Verhandlungstisch zurück-
geholt werden konnten. Die Einigung enthielt
dann tatsächlich eine Reihe von Änderungen,
insbesondere eine Entkoppelung der Lohn-
erhöhungen in Industrie und Gewerbe. Ebenfalls
wurden konkrete Gespräche zur Arbeits-
zeitflexibilisierung vereinbart, deren Ergebnis
unabhängig vom Verhandlungsergebnis der In-
dustrie in Kraft treten sollte.6
Diese Gespräche mündeten  unter Vorweg-
nahme der endgültigen gesetzlichen Regelung
 am 14. Februar 1997 in einen Kollektivver-
trag, der mit Inkrafttreten des Gesetzes wirk-
sam wurde. Wesentliche Eckpunkte dieser Ver-
einbarung waren die  zunächst befristete  Ein-
führung einer Bandbreite von 3245 Wochen-
stunden, bei der die Normalarbeitszeit von 38½
Stunden bei einer Durchrechnung über ein Jahr
erreicht werden muss, und 25% Zeitzuschläge
für die 41. bis 45. Wochenstunde, die auf einem
Zeitkonto, das einen Höchststand von 80 Gut-
stunden aufweisen darf, verbucht werden. Bei
kürzeren Durchrechnungszeiträumen (8 bzw. 9
Wochen) ist eine Ausdehnung der Normal-
arbeitszeit in einzelnen Wochen auf bis zu 50
bzw. 48 Stunden ohne Zeitzuschlag möglich.
Die Zeitzuschläge, mit denen die Arbeitgeber-
seite die Flexibilisierung erkaufte, erzeugten ein
Präjudiz für andere Kollektivvertragsbereiche,
das dazu führte, dass die Verhandlungen in den
meisten Branchen von einem Tauziehen über
die Kernfrage, ob eine Überschreitung der
üblicherweise geltenden gesetzlichen wöchent-
lichen Normalarbeitszeit von 40 Stunden einen
Zuschlag bedingt oder ob die gesamte Normal-
arbeitszeit gleich behandelt wird, geprägt wa-
ren (Zeitler 1998, 411).
Eine Einigung in der Metallindustrie stellte
sich als deutlich schwieriger heraus, da es auf
Arbeitgeberseite nicht gelang, eine einheitliche
Linie zu finden, die von allen acht Fachverbän-
den mitgetragen wurde. Während sieben Fach-
verbände schon zu Beginn des Jahres 1997 den
Vorschlag der Arbeitnehmerverbände akzeptier-
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ten, eine analoge Regelung wie im Metall-
gewerbe zu vereinbaren, wurde vom Fachver-
band der Metallwarenindustrie der Zeitzuschlag
ab der 40. Wochenstunde nicht mitgetragen.
Dies wurde damit begründet, dass das Modell
zu teuer sei und eine indirekte Arbeitszeit-
verkürzung darstelle, die sie sich nicht leisten
könne.7 Da die in diesem Fachverband stark
vertretene, kleinbetrieblich bis mittelständisch
dominierte Zulieferindustrie keine Preisdurch-
setzungsmacht habe, verschlechtere jede wei-
tere Verteuerung der Produktion die Wettbe-
werbsfähigkeit und steigere aufgrund der ho-
hen Lohnkostenanteile in wichtigen Er-
zeugergruppen die Anfälligkeit für Verlagerun-
gen in Länder mit niedrigerem Lohnniveau.8
Die Gewerkschaft bestand hingegen darauf,
den Kollektivvertrag mit allen acht Fachverbän-
den abzuschließen, wodurch die Verhandlungen
vorerst scheiterten. Erst im Zuge der Lohnrunde
1997 gab die Metallwarenindustrie ihren Wi-
derstand auf, und der Kollektivvertrag trat mit
1. November 1997 in Kraft.9 Maßgeblich war
hierbei der Druck seitens der anderen Fachver-
bände im Metallverbund, die aufgrund der Patt-
situation die fertige Vereinbarung nicht umset-
zen konnten.10 Die monatelange Blockade der
Flexibilisierung erschwerte auch die Lohn-
verhandlungen, weil die Arbeitgeberseite bei der
Zustimmung zur Lohnrunde 1996 davon aus-
gegangen war, dass diese durch Produktivitäts-
steigerungen aufgrund der Flexibilisierung kom-
pensiert werden könne. Die dadurch aus ihrer
Sicht überhöhte Lohnsteigerung sollte statt-
dessen durch Zurückhaltung in der Lohnrunde
1997 ausgeglichen werden.11 Aus Arbeit-
nehmersicht war jedoch das Thema Arbeitszeit
aus den Verhandlungen 1996 ausgeklammert
und von der Lohnpolitik entkoppelt worden, um
mehr Gestaltungsspielraum zu bekommen und
unter geringerem Abschlussdruck zu stehen.12
Textilbranche
Die Textilbranche ist ein kleiner und schrump-
fender Wirtschaftsbereich, der ca. 5% der
österreichischen Sachgüterproduktion umfasst
(Statistik Österreich 2000, 314), in dem die
Kollektivverträge zwischen der Gewerkschaft
Textil-Bekleidung-Leder (GTBL),13 der GPA
und den Textilfachverbänden und -Innungen der
Sektionen Industrie und Gewerbe der WKÖ
geschlossen werden. Der Organisationsgrad der
ArbeiterInnen in der Textilindustrie beträgt ca.
6065%, andere Textilbranchen sowie die An-
gestellten liegen unter 50%. Während der
neunziger Jahre war die Branche von Betriebs-
schließungen und steigender Arbeitslosigkeit
geprägt. Ihren Höhepunkt hatte die Krise mit
45,49 Arbeitslosen je offener Stelle im Jahr 1996
(BAK 2000, 168).
Anlässlich der Lohnrunde 1994 forderte die
Arbeitgeberseite als Gegenleistung für Lohn-
und Gehaltserhöhungen eine Flexibilisierung
der Arbeitszeit.14 Hintergrund der Forderung
war das Bestreben, durch die Flexibilisierung
Überstundenzuschläge einzusparen. Sie wurde
seitens der GTBL und der GPA zwar vorerst
zurückgewiesen, es wurde allerdings ein
Arbeitskreis zum Thema Arbeitszeit in der
Textilindustrie eingerichtet, dessen Ziel es war,
Flexibilisierungsmodelle unter Wahrung von
Mitsprache und Mindeststandards zu entwi-
ckeln. Nach einjährigen Verhandlungen wurde
im Rahmen der Lohnrunde 1995 eine
Flexibilisierungsregelung auf Basis der schon
im bestehenden Arbeitszeitgesetz vorhandenen
Möglichkeit vereinbart, die eine wöchentliche
Normalarbeitszeit bis zu 48 Stunden bei einer
Durchrechnung über 26 Wochen (oder  mit
Betriebsvereinbarung, der die Kollektivvertrags-
partner zustimmen müssen  52 Wochen) er-
laubt. In den Folgejahren erfolgten analoge
Abschlüsse in anderen von der GTBL betreu-
ten Branchen (Bekleidung, Schuhe, Lederer-
zeugung).
Druck und Papier
In der Papierindustrie besteht die im öster-
reichischen Kontext untypische Situation, dass
auf Arbeitgeberseite nicht ein Fachverband der
WKÖ, sondern die AustropapierVereinigung
der österreichischen Papierindustrie als freier
Verband der Gewerkschaft der Chemiearbeiter
(GCH) und der GPA gegenübersteht. In der
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Papier und Pappe verarbeitenden Industrie
(PPV) verhandelt hingegen der Fachverband
PPV mit der Gewerkschaft Druck und Papier
(GDuP), die nicht nur die ArbeiterInnen, son-
dern auch die technischen Angestellten organi-
siert, während die GPA die kaufmännischen
Angestellten repräsentiert. Letztere Konstella-
tion findet sich auch im grafischen Gewerbe,
allerdings verhandelt auf Arbeitgeberseite der
freie Verband Druck & Medientechnik. Jene
Verträge, die von den freien Verbänden abge-
schlossen werden, werden üblicherweise durch
Satzung allgemeinverbindlich erklärt.
Die GCH und die GDuP verfügen über einen
kleinen, eng definierten Organisationsbereich,
den sie fast vollständig abdecken. Die drei Bran-
chen tragen gemeinsam ca. 9% zur öster-
reichischen Sachgüterproduktion bei (Statistik
Österreich 2000, 314). Der Arbeitsmarkt ist
deutlich gespannter als im Metallsektor. Im
Holzstoff- und Papierbereich erreichte der
Druck mit 19,47 Arbeitslosen je offener Stelle
seinen Höhepunkt im Jahr 1997, im grafischen
Bereich war dieser Wert 1996 mit 36,36 am
höchsten (BAK 2000, 168). Ein Spezifikum der
Papierindustrie ist, dass die meisten Betriebe
aufgrund des hohen Unterbrechungsaufwands
im vollkontinuierlichen Schichtbetrieb fahren.
In der Papierindustrie begannen die Verhand-
lungen über eine Arbeitszeitflexibilisierung bald
nach Inkrafttreten der Arbeitszeitgesetznovelle
1997 auf Basis eines Forderungspakets der
Austropapier, das die Ausweitung der Normal-
arbeitszeit und des Durchrechnungszeitraumes
sowie die Verkürzung der täglichen Ruhezeit
enthielt. Die GCH und die GPA stellten diesem
Katalog die Forderung nach einer Arbeitszeit-
verkürzung entgegen, welche die in vielen
Papierunternehmen im vollkontinuierlichen
Schichtbetrieb bereits betrieblich implementier-
te 36-Stunden-Woche kollektivvertraglich ab-
sichern und auf Tagarbeit und Zwei- und Drei-
schichtbetrieb ausweiten sollte. Es wurde nach
jahrelangen Verhandlungen vereinbart, ab 1.
Jänner 2002 die 36-Stunden-Woche in durch-
fahrenden Betrieben kollektivvertraglich fest-
zulegen und das Thema Arbeitszeitflexi-
bilisierung bis dahin nicht weiter zu verhan-
deln.15
In der PPV-Industrie hatte die GDuP den
Rahmenkollektivvertrag im Sommer 1996 ge-
kündigt und ein Forderungspaket vorgelegt, das
unter anderem eine Arbeitszeitverkürzung ent-
hielt. Der Fachverband PPV konterte mit dem
Wunsch nach Erweiterung der Bandbreite und
Verlängerung des Durchrechnungszeitraumes.16
Bis Mitte Jänner 1997 fanden sieben
Verhandlungsrunden statt, in denen keine Eini-
gung erzielt werden konnte. Daher wurde der
Kollektivvertrag um ein Jahr verlängert und die
gesetzliche Regelung abgewartet.17 Doch auch
in diesem verlängerten Verhandlungszeitraum
konnte kein Ausweg aus der Pattsituation zwi-
schen den Forderungen nach Flexibilisierung
und Verkürzung gefunden werden. Daher wur-
den die Gespräche zu diesem Thema nach ei-
nem letzten Versuch im April 1998 ergebnislos
abgebrochen. Obwohl der Fachverband PPV
hierauf die Einleitung eines Schlichtungs-
verfahrens im Sinne des Arbeitszeitgesetzes in
Erwägung zog, sah er davon ab, weil er auch
auf diesem Weg keine seinen Vorstellungen ent-
sprechende Regelung erwartete.18
Auch im grafischen Gewerbe fand die Ausei-
nandersetzung über die Flexibilisierung der
Arbeitszeit im Zuge der Verhandlungen über
einen neuen Rahmenvertrag im Zuge der Herbst-
lohnrunde 1996 statt. Die GDuP wehrte alle
Vorstöße des Arbeitgeberverbandes, eine Erwei-
terung der Bandbreite und Durchrechnungs-
zeiträume festzulegen, mit der Gegenforderung
einer weiteren Verkürzung der wöchentlichen
Arbeitzeit von 37 Stunden ab. Im Dezember
1996 zog der Arbeitgeberverband schließlich
seine Forderungen zurück  in der Hoffnung,
dass die Novellierung des Arbeitszeitgesetzes
die Ausgangslage der Verhandlungen verändern
würde , und der Vertrag wurde am 1. Jänner
1997 ohne Arbeitszeitregelung unterzeichnet.19
Eine Einigung ist aufgrund des festgefahrenen
Verhandlungsstandes nicht in Sicht.
Bauwirtschaft
Die Kollektivvertragsparteien in der Bau-
wirtschaft sind der Fachverband der Bauindus-
trie und die Bundesinnung der Baugewerbe auf
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Arbeitgeber-, die Gewerkschaft Bau-Holz
(GBH) sowie die GPA auf Arbeitnehmerseite.
Im Unterschied zu den bisher vorgestellten
Branchen gibt es nur je einen Arbeiter- und ei-
nen Angestelltenkollektivvertrag für sowohl
Industrie als auch Gewerbe. Der Organisations-
grad beträgt insgesamt knapp 50% und die Bau-
wirtschaft trägt ca. 23% zum Produktionswert
des sekundären Sektors bei (Statistik Österreich
2000, 314). Der Druck am Arbeitsmarkt lag in
der zweiten Hälfte der neunziger Jahre zwischen
10 und 12 Arbeitslosen je offener Stelle (BAK
2000, 168).
Wie auch in anderen Branchen wurde in der
Bauwirtschaft ab der zweiten Hälfte der achtzi-
ger Jahre über eine Flexibilisierung des fixen
40-Stunden-Taktes diskutiert. Hintergrund die-
ser Diskussion war das Bemühen der Akteure,
eine bessere Verteilung der Beschäftigung über
das Jahr zu erreichen. Aufgrund der saisonalen
Schwankungen im Auftragsvolumen war der
Sommer von Überstunden und der Winter von
Arbeitslosigkeit geprägt. Hierdurch hatte, als
zusätzlicher Akteur, auch der Staat ein unmit-
telbares Interesse an einer Flexibilisierung der
Arbeitszeit, die durch eine kontinuierlichere
Beschäftigung die Arbeitslosenversicherung
entlasten sollte.
Von Arbeitgeberseite wurde vorgeschlagen,
durch Ausweitung der Normalarbeitszeit auf 48,
in manchen Varianten auch 50 Stunden im Som-
mer für den Winter zuschlagsfrei einzuarbei-
ten.20 Die GBH forderte demgegenüber eine
Verkürzung der Normalarbeitszeit auf 38 Stun-
den bei Beibehaltung der 40-Stunden-Woche im
Sommer, wobei die Differenz für den Winter
angespart werden sollte. Zusätzlich sollte eine
Verteuerung der Überstunden deren Attraktivi-
tät senken. Als Zugeständnis schlug die GBH
einen 52-wöchigen Durchrechnungszeitraum
für die Einarbeitung in Verbindung mit Feierta-
gen und die verpflichtende Konsumation eines
Teils des Urlaubes (zwei Wochen) während der
Wintermonate vor. Schließlich sollte, als For-
derung an den Staat, die öffentliche Auftrags-
vergabe über das gesamte Jahr verteilt werden.
Die Verhandlungen zum Jahresarbeitsmodell
wurden im Laufe der neunziger Jahre mehrmals
abgebrochen und wieder aufgenommen.21 In
einem ersten Schritt einigten sich die
Verhandlungsparteien auf eine Verkürzung der
wöchentlichen Arbeitszeit auf 39 Stunden per
1. Mai 1993, wobei die 40. Stunde als erstes
Flexibilisierungselement zuschlagsfrei blieb.
Am 30. Mai 1996 kam schließlich, auch un-
ter dem Druck des Sozialministeriums, das im
Zuge der Maßnahmen zur Budgetkonsoli-
dierung die Beanspruchung der Arbeitslosen-
versicherung durch die Bauwirtschaft zu sen-
ken versuchte, das derzeit gültige Jahres-
beschäftigungsmodell zustande. Nach diesem
Modell kann  auf Basis der 39-Stunden-Wo-
che und unter Zugrundelegung einer Folge von
5- und 4-Tage-Wochen, wobei in der langen
Woche 4345 Stunden gearbeitet werden kann
und in der kurzen 3536 Stunden, sowie unter
Ausnutzung der Regelung zur Einarbeitung von
Werktagen, die im Zusammenhang mit Feierta-
gen ausfallen  die Normalarbeitszeit auf bis zu
48 Wochenstunden ausgedehnt werden. In
Kombination mit Urlaubs- und Feiertags-
regelungen wurde damit die Beschäftigung um
bis zu sechs Wochen im Jahr ausgedehnt. Um
diesem Modell eine gesetzliche Grundlage zu
geben, wurde durch Initiativantrag der
Regierungsparteien das Arbeitzeitgesetz  im
Paket mit anderen Gesetzen  im Juli 1996 als
Sonderregelung für die Bauwirtschaft abgeän-
dert und kollektivvertraglich implementiert.22
Obwohl diese Vereinbarung aus Arbeitgeber-
sicht nach wie vor nicht ausreichend flexibel ist,
und weiterhin eine Vermehrung der Kompeten-
zen der Betriebsvereinbarung angestrebt wird,
sind seit 1996 keine Änderungen mehr erfolgt.
Die meisten Bauunternehmen machen von den
Flexibilisierungsmöglichkeiten Gebrauch.
4. Interpretation: Der  Verhandlungs-
horizont kollektivvertraglicher Arbeits-
zeitpolitik
Wie aufgrund der Akteurskonstellation zu
erwarten, ist die Arbeitszeitflexibilisierung im
Bereich Druck und Papier am wenigsten weit
fortgeschritten. Hier stehen die GDuP und die
GCH mit ihrer relativ großen Kampfkraft, aber
ihren schmalen Organisationsbereichen, mehr-
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heitlich freiwilligen Arbeitgeberverbänden ge-
genüber. Die Weigerung beider Seiten, einem
Kompromiss zuzustimmen, führte zur Beibehal-
tung des Status Quo, obwohl dies aus Arbeit-
gebersicht ein wenig zufrieden stellender Aus-
gang war.23 Allerdings ist fraglich, wie relevant
die Arbeitszeitflexibilisierung tatsächlich für die
Papier- und PPV-Industrie ist. Aufgrund des
relativ geringen Arbeitskostenanteils und des
vollkontinuierlichen Schichtbetriebs ist der Be-
darf an Flexibilität geringer als in anderen Be-
reichen der Sachgüterproduktion.24 Daher ist es
für die Arbeitgeberseite weniger kostspielig als
bei anderen Produktionsverfahren, ihre vorran-
gige Lösung nicht zu erreichen. Dies gilt
allerdings nicht für das vorwiegend klein-
betrieblich strukturierte grafische Gewerbe, in
dem überdies kurzfristige Auslastungs-
schwankungen den Arbeitsanfall dominieren.
Im Vergleich der drei Verhandlungsarenen im
Bereich Druck und Papier erweist sich weder
der Typ des Arbeitgeberverbandes noch die
Unterscheidung zwischen Gewerbe und Indus-
trie als relevant. Auch der relativ große Druck
am Arbeitsmarkt schmälerte die gewerkschaft-
liche Verhandlungsmacht nicht merklich.
Dass der Verbandstyp dennoch eine Rolle
spielen kann, zeigt der Vergleich mit der Metall-
industrie. Auch in diesem Bereich kam es zu
heftigen Konflikten, aber die Arbeitgeberseite
gab ihre Maximalforderung auf, um zumindest
eine second-best-Lösung zu erreichen. Ebenso
erwies sich der Verhandlungspool als zentraler
Faktor: Da nur ein einziger Verband nicht be-
reit war, der Lösung zuzustimmen, konnte die
Gewerkschaft durch die Setzung der Bedingung,
dass sie nur mit allen Fachverbänden abschlie-
ßen wolle, die Arbeitgeberseite zwingen, den
Konflikt intern zu lösen. Dass dies gelang, lässt
sich durchaus mit dem Fehlen der exit-Option
für die Mitgliedsunternehmen des abweichen-
den Fachverbandes erklären: Schlussendlich
zählte der von den anderen Fachverbänden ge-
wollte gemeinsame Abschluss mehr als das Feh-
len der Akzeptanz innerhalb eines Fachverban-
des. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass auch
die Arbeitnehmerseite aufgrund der Bedeutung
des Sektors für die Gesamtwirtschaft breiter
orientiert ist und der von der Gewerkschaft ge-
forderte Preis weniger hoch gewesen zu sein
scheint als im Bereich Druck und Papier.25
In den beiden untersuchten Bereichen, die von
geringer gewerkschaftlicher Verhandlungs-
macht geprägt sind, lief der Verhandlungs-
prozess zwar nicht reibungslos, aber im Ver-
gleich relativ zügig ab. In der Textilbranche ei-
nigten sich die Kollektivvertragspartner schon
vor der Gesetzesnovelle auf eine Flexi-
bilisierung. Die verbandsstrukturell angelegte
potentielle Konflikthaftigkeit der Verhandlun-
gen wird durch die krisenbedingt hohe sektorale
Arbeitslosigkeit mehr als wettgemacht. Die Ei-
nigung im Metallgewerbe hat hingegen zusätz-
lichen Erklärungsbedarf: Die von der
Arbeitgeberseite akzeptierte Lösung war
dergestalt, dass sie in der Industrie zu den oben
beschriebenen Konflikten führte, obwohl die
Kampfkraft der Gewerkschaft im Gewerbe we-
sentlich geringer ist als in der Industrie. Es ist
daher anzunehmen, dass das Gewerbe bereit
war, diesen Preis zu zahlen, weil der Bedarf an
einer Flexibilisierung besonders hoch war. Hin-
zu kommt eine für die ArbeitnehmerInnen we-
sentlich günstigere Arbeitsmarktlage aufgrund
des Mangels an qualifiziertem Personal in vie-
len Bereichen des Metallgewerbes. Obwohl in
vielen Branchen die Unterschiede zwischen In-
dustrie und Gewerbe fließend  und häufig Ge-
genstand von Konflikten  sind, ist der Anteil
von Tätigkeiten wie Montage, Installation oder
Reparatur im Gewerbe höher. Gerade diese Be-
reiche sind von sehr kurzfristigen Aus-
lastungsschwankungen geprägt, die eine inten-
sive Nutzung von Überstunden notwendig ma-
chen, aber auch regelmäßig Stehzeiten verursa-
chen.
Es ist auffallend, dass offene Konflikte vor
allem zwischen den Arbeitergewerkschaften
und den Arbeitgeberverbänden entstanden, wäh-
rend die GPA bei diesen nur am Rande in Er-
scheinung trat. Einiges deutet darauf hin, dass
die GPA, die aufgrund der gemeinsamen
Verhandlungsführung an den meisten Verhand-
lungen direkt beteiligt war, immer wieder eine
moderierende Rolle einnahm. Die GPA hatte
sich schon frühzeitig auf eine kompromiss-
orientierte Haltung festgelegt, nach der sie dann
über Flexibilisierung der Arbeitszeit zu reden
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bereit war, wenn diese nicht nur als reine
Kostensenkungsstrategie verwendet wird, son-
dern eine Lösung in beiderseitigem Interesse
anpeilt, ohne diese allerdings als Verkürzung der
Arbeitszeit zu definieren.26 Diese Haltung ent-
spricht durchwegs dem Verhandlungshorizont
der GPA.
Das entscheidende Element des Verhand-
lungsprozesses in der Bauwirtschaft war die
Erweiterung der Akteurskonstellation um den
Staat. Aufgrund der großen saisonalen
Beschäftigungsschwankungen entwickelten
auch die Gewerkschaft und der Staat eine grund-
sätzlich positive Haltung zur von den Arbeitge-
berverbänden geforderten Flexibilisierung 
vorwiegend mit dem Ziel, eine kontinuierlichere
Beschäftigung zu erreichen. Da alle Beteiligten
Interesse an einer flexiblen Lösung hatten und
durch das unmittelbare staatliche Interesse an
einer Einigung im Gegensatz zu anderen Bran-
chen auch der gesetzliche Parameter zur Verfü-
gung stand, gelang es, eine Sonderregelung ge-
setzlich festzulegen und kollektivvertraglich
umzusetzen.
5. Resümee
In den neunziger Jahren wurde in wesentli-
chen Bereichen der österreichischen Wirtschaft
ein deutlich flexibleres Arbeitszeitregime ein-
geführt. Allerdings behielten die Gewerkschaf-
ten aufgrund der gesetzlichen Konditionen 
insbesondere die Bindung von Flexibili-
sierungsmaßnahmen an die Existenz eines sol-
che ermächtigenden Kollektivvertrags  nicht
nur erheblichen Einfluss auf das Ausmaß der
Flexibilisierung, sondern konnten, in Abhängig-
keit von ihrer Verhandlungsmacht, die durch
Nutzung des Flexibilisierungspotentials erzeug-
ten Produktivitätsgewinne auch teilweise an die
ArbeitnehmerInnen weiterleiten. Insofern kann
das gewerkschaftliche Ziel der Umsetzung der
Flexibilisierung in einer arbeitnehmer-
freundlichen Form durchaus als gelungen be-
zeichnet werden.
Inwiefern spielte die Akteurskonstellation mit
ihrer jeweils spezifischen Ausprägung gewerk-
schaftlicher Verhandlungsmacht und -orien-
tierung sowie des Typs des Arbeitgeberverban-
des eine Rolle bei der kollektivvertraglichen
Arbeitszeitflexibilisierung? Die Variation der
Ergebnisse lässt dies vermuten, und die obige
Darstellung deutet auf eine weitgehende Bestä-
tigung. Es gibt deutliche Hinweise, dass das
Verhandlungsergebnis wesentlich vom Ver-
handlungshorizont der Gewerkschaften abhängt
und die Möglichkeit einer Einigung auch vom
Typ des Arbeitgeberverbandes beeinflusst wird.
Je höher die Verhandlungsmacht der Gewerk-
schaft und je kleiner ihr Organisationsbereich,
desto konfliktreicher sind die Verhandlungen um
die Arbeitszeitflexibilisierung. Und während die
Arbeitgeberverbände im Druck- und Papier-
bereich kein Verhandlungsergebnis erzielen
konnten, gelang es im Bereich der Metall-
industrie, eine Lösung auch gegen Widerstre-
ben durchzusetzen.
Allerdings sind auch Fälle zu beobachten, die
nicht dem erwarteten Muster entsprechen: Das
Metallgewerbe hat trotz der geringen
Organisationsfähigkeit der Gewerkschaft nicht
nur eine für beide Seiten interessante Regelung
getroffen, sondern überdies aufgrund der schnel-
len Reaktion auf die sich abzeichnenden gesetz-
lichen Bestimmungen jene Vorreiterrolle ge-
spielt, die sonst die Metallindustrie einnimmt.
In der PPV-Industrie reichte auch der größere
Handlungsspielraum der gesetzlichen Interes-
senvertretung nicht, um eine Vereinbarung zu
erzielen.
Es ist somit klar, dass eine rein funktionalisti-
sche Ableitung von branchenspezifischen Re-
geln aus branchenspezifischen Bedürfnissen
empirisch nicht gestützt wird. Aber auch eine
rein institutionalistische Betrachtungsweise
reicht nicht aus. Vielmehr deuten die Befunde
darauf hin, dass funktionale Erfordernisse und
institutionelle Bedingungen zusammenwirken:
Primäres Ziel der Arbeitgeberseite ist es,
Kostensenkungsprogramme auch durch Maxi-
mierung der Dispositionsmöglichkeiten über die
Lage der Arbeitszeit zu optimieren. Sie ist auch
bereit, wie im Metallbereich, einen gewissen
Preis dafür zu zahlen. Wie hoch dieser Preis aber
ist, hängt von der Verhandlungsmacht und dem
Bezugsrahmen der Gewerkschaften ab. Sind
Gewerkschaften stark und können sie sich auf
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einen kleinen Wirtschaftsbereich konzentrieren,
dann kann dieser Preis durchaus prohibitiv sein.
Sind sie jedoch entweder zu schwach oder zu
sehr gezwungen, aufgrund eines breiten Bezugs-
rahmens negative Externalitäten ihrer Ver-
handlungsstrategie zu internalisieren, dann kann
der Preis für die Arbeitgeberverbände annehm-
bar sein.
In politischer Hinsicht bedeutet dies, dass es
für die Arbeitgeberseite eher günstig ist,
möglichst breite Kollektivverträge zu verhan-
deln und die Kooperation zwischen Fach-
gewerkschaften zu fördern, wenn Gewerkschaf-
ten über eine ausreichende Kampfkraft verfü-
gen, als einer neoliberal inspirierten divide-and-
rule-Strategie zu folgen. Die Gewerkschaft ge-
winnt dadurch die Möglichkeit, jene Bereiche,
in denen sie schwächer organisiert ist, in Rege-
lungen einzubeziehen. Die hier präsentierten
Verhandlungsverläufe in verschieden struktu-
rierten Arenen legen den Schluss nahe, dass bei
breiterem Verhandlungshorizont sowohl das
Gesprächsklima besser als auch die Kom-
promissbereitschaft beider Seiten höher ist. In-
sofern ist es fraglich, ob die seit dem
Regierungsantritt der FPÖ-ÖVP-Koalition
wieder stärker in den Vordergrund gestellte
Dezentralisierung von Verhandlungskompe-
tenzen tatsächlich die von Arbeitgeberseite er-
warteten Vorteile bringen wird.
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Beitrages entstammen einem Gastaufenthalt am Max-
Planck-Institut für Gesellschaftsforschung, Köln, im
April/Mai 2000, dem ich hierbei für die Er-
möglichung dieses Aufenthaltes danken möchte.
Weiters danke ich den folgenden Gesprächspartnern
für Ihre Bereitschaft, mir für Auskünfte zur Verfü-
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2 Die Bandbreite ist das Ausmaß, in der die wöchent-
liche Arbeitszeit ohne den Anfall von Überstunden
schwanken darf. Der Durchrechnungszeitraum ist die
Periode, innerhalb der die Normalarbeitszeit im
Durchschnitt erreicht werden muss.
3 So z. B. Sozialminister Alfred Dallinger (SPÖ) in
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treffend flexible Arbeitszeitregelung, II-360 dB, Sten.
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Organisationsbereiche der Fachgewerkschaften nicht
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stimmen (siehe Blaschke 1999). Die Schätzungen im
Text basieren auf Angaben der Verbände.
6 Metall 12/1996, 5; Glück Auf 12/1996, 3-5; Kompe-
tenz 1/1997, 6.
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18 Papier aus Österreich 5/1998, 31.
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26 In diesem Sinn wird z. B. der leitende Sekretär für
Industrie und Gewerbe in der GPA, Walter Laich-
mann, von Arbeitgeberseite zitiert (in: Papier aus
Österreich, 7-8/1996, 11). Siehe auch Kompetenz 5/
1996, 17.
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